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An Sie

Generalversammlung der Aktionäre der Gotthardbahn.

>z>

Tit.

Wir beehren uns, der Generalversammlung der Gotthardbahngesellschaft unseren zweiundzwanzigsten,
das Jahr 1893 umfassenden Geschäftsbericht vorzulegen.

I. Grundlagen und Umfang der Unternehmung.

Zu unserem Bedauern konnten auch im Jahre 1893 die Baufristen für die nördlichen Zufahrtslinien noch

nicht festgestellt werden, worüber wir ausführlich an anderer Stelle sprechen werden. Dasselbe gilt für die Regelung

der Mitbenutzung unserer Gemeinschaftsstation Arth-Goldau.

Wir haben an dieser Stelle von der Revision unserer Gesellschaftsstatuten zu berichte», die

am 27. November v. Is. durch die Generalversammlung beschlossen worden ist. Die wichtigsten Änderungen

beziehen sich auf die Bildung, Verwendung, Verwaltung und Anlage des Ernenerungsfonds. Nachdem das Eisen-

bahndepartement mit Kreisschreiben vom 28. Dezember 1893 verlangt hat, daß alle Berichte der Verwaltungs-
und Kontrollbehörden, welche der Generalversammlung der Aktionäre zur Beschlußfassung oder zur Kenntnisnahme

vorgelegt werden, in den Jahresbericht aufzunehmen oder demselben als Beilagen anzuschließen seien, werden wir
unseren Bericht an die Generalversammlung vom 16. Oktober 1893, der die Statutenrevision bespricht, als

Beilage anschließen und können deshalb hier von der Wiederholung seines Inhaltes Umgang nehmen.

Der h. Bundesrat hat unterm 29. Dezember 1893 den revidierten Statuten die Genehmigung erteilt,

hiebei aber verlangt, daß die Genehmigung in folgender Form den Statuten beigedruckt werde:
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Der schweiz. Wunöesrat,
nach Einsicht

1. der von der außerordentlichen Generalversammlung der Aktionäre der Gotthardbahngesellschaft unterm

27. November 1893 beschlossenen Statutenänderungen;

2. eines Berichtes lind Antrages seines Eisenbahndepartements,

beschließt:

1. Den revidierten Statuten der Gotthardbahngesellschaft vom 27. November 1893 wird, vorbehältlich der

bestehenden und künftigen gesetzlichen Vorschriften, sowie der aus den Rückkaufsbestimmungen der Konzessionen

bezw. Konzessionsgenehmigungen fließenden Rechte, die Genehmigung erteilt.

2. Dieser Beschluß ist den Statuten beizudrucken, von denen ein mit den Originalunterschriften versehenes Exemplar

im Bundesarchiv niederzulegen ist.

Bern, den 29. Dezember 1893.
Namens des schweiz. Bundesrates,

Der Bundespräsident:

Schenk.
Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Wirrgier.

Hiezu haben wir folgendes zu bemerken:

Bei der Statutenrevision vom 28. Juni 1881 wurde in Art. 19, in genauer Anlehnung an die vom

Bundesrat genehmigten ersten Statuten vom 1. November 1871, gesagt:

Art. 19.

Der Erneuerungsfonds und der Reservefonds sind Eigentum der Gotthardbahngesellschaft. Im Falle des

Rückkaufs des Bahnnetzes von Bundes- oder von Kantonswegen sind diese Fonds, welche bei Ausmittlung des

zu bezahlenden Kaufpreises außer Berechnung gelassen werden, nach Vorschrift von Art. 13, Absatz 1 zu verteilen-

Bei der Genehmigung dieser Statuten machte der h. Bundesrat mit Schlußnahme vom '

Ottàr
den Vorbehalt:

„b., daß der Art. 19, worin bestimmt ist, daß im Fall des Rückkaufs die Fonds unter die Aktionäre zu

verteilen seien, von der Genehmigung ausgeschlossen und aus den Statuten zu streichen sei".

Gegen die Streichung des Art. 19 erhob die Direktion mit einer an den Bundesrat gerichteten Zuschrift

vom 16./17. Dezember 1834 Protest und wahrte die Rechte der Gesellschaft. Den Statuten vom Jahre 1884

wurde eine bezügliche Bemerkung beigefügt. Der h. Bundesrat erließ damals auf diesen Protest keine Gegen-

erklärung.

Bei der Genehmigung der neuen Statuten vom 27. November v. Is., die den Art. 19 vom Jahre 1884

wörtlich wiedergeben, schrieb uns das Eisenbahndepartement:

„Wenn der Art. 19 nicht mehr, wie früher, von der Genehmigung förmlich ausgenommen und dessen

Streichung nicht niehr verlangt wurde, so geschah es keineswegs in der Meinung, daß der Bundesrat nun-

mehr, entgegen seinem frühern Standpunkte, der in Art. 19 vorgesehenen Verfügung über die Spezialfonds

im Falle des Rückkaufs bedingungslos zustimmen würde. Er hält vielmehr nach wie vor daran fest, daß



durch die fragliche Statutenbestimmung den Rechten des Bundes als Rückläufer in keiner Weise präjudiziert
und der eventuellen dannzumaligen Entscheidung der Frage nach dem Schicksal der Spezialfonds nicht vor-
gegriffen werden darf. Nur ist der Bundesrat der Meinung, daß einer für den Bund nachteiligen Schluß-
folgerung aus der Statutengenehmigung durch den allgemeinen Vorbehalt der aus den Rückkaufsbestimmungen
der Konzessionen bezw. der Kouzessionsgenehmigungen fließenden Rechte begegnet sei. In diesem Sinne ist

also der allgemeine Vorbehalt und das Fallenlassen des früheren speziellen Vorbehaltes betreffend Art. 19

zu verstehen."

Auf Verlangen des h. Bundesrates mußte, wie wir bereits angeführt haben, der Genehmigungsbeschluß

den Statuten wörtlich beigedruckt werden. Wir nahmen keinen Anstand, diesem Begehren zu entsprechen, fanden

es aber doch für angezeigt, dem Eisenbahndepartemente unterm 5./8. Januar 1894 folgende Erklärung abzugeben:

„Sie teilen uns sodann die Erwägungen mit, welche den h. Bundesrat veranlaßt haben, den Art. 19

der Statuten nicht mehr wie früher von der Genehmigung auszunehmen. Darnach hält der Bundesrat daran

fest, daß durch die fragliche Statutenbestimmung den Rechten des Bundes als Rückläufer in keiner Weise

präjudiziert und der eventuellen dannzumaligen Entscheidung der Frage nach dem Schicksal der Spezialfonds

nicht vorgegriffen werden dürfe.

Indem wir hievon lediglich Vormerkung nehmen, gehen wir von der Ansicht aus, daß den Rechten unserer

Gesellschaft durch diese Erwägung des Bundesrates ebenfalls in keiner Weise präjudiziert werden könne."

Die h. Bundesbehörde unterzog diese Angelegenheit keiner weiteren Erörterung.

II. GeseUschastsorgane.

In der Organisation der allgemeinen Verwaltung sind im Laufe des Berichtsjahres keine

Veränderungen eingetreten.

Ueber den Personalbestand der Gesellschaftsorgane haben wir zu berichten, daß die infolge

Ablaufes der Amtsdauer in Austritt gekommenen Mitglieder des Verwaltungsrates: Herren Rechtsanwalt

A. Salomonsohn, Mitglied des Verwaltungsrates der Diskontogesellschaft, in Berlin, H. Dictier, Vizepräsident

der Direktion, in Luzern, Freiherr Ed. von Oppenheim in Köln, Kommandeur Brambilla, Senator des Königreichs

Italien, in Mailand, Geigy-Merian, Ersatzmann der Direktion, in Basel, Ingenieur Pietro Tortarolo in Genua,

Ingenieur El. Maraini in Rom von der Generalversammlung und die Herren Comm. Allievi, Senator des

Königreichs Italien, in Rom und alt Regierungsrat Spiller in Winterthur vom schweizerischen Bundesrate für
eine neue Amtsdauer von 6 Jahren wieder zu Mitgliedern des Verwaltungsrates gewählt worden sind, sowie daß

die Generalversammlung die infolge Hinschiedes des Herrn Geheimrat Gerson von Bleichröder in Berlin erledigte

Stelle im Verwaltungsrate durch die Wahl des Herrn Haus von Bleichröder, königlich großbritannischen Vize-

konsuls, in Berlin, wieder besetzt hat.

Der Verwaltungsrat hat sodann neuerdings Herrn Direktor Dietler zum Mitglied und Vizepräsidenten

und Herrn Geigy-Merian zum Ersatzmann der Direktion ernannt.

Im Personalbestande der höhern Beamten der Centralverwaltung sind keine Ände-

rungen erforderlich geworden.

Auch die Repräsentation nach außen ist sich gleich geblieben. '
Während des Berichtsjahres hat der Verwaltungsrat in 4 Sitzungen 35 nnd die Direktion in 132

Sitzungen 4422 Beschlüsse gefaßt.
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